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Titel:

Zu den Darstellungsanforderungen in erstinstanzlichen und Berufungsurteilen bei Geständnis 
des Angeklagten

Normenkette:
StPO § 261, § 267 Abs. 1, Abs. 4, § 328 Abs. 1

Leitsätze:
1. Ermangelt dem Urteil des Amtsgerichts eine geschlossene Sachverhaltsdarstellung, ist die Beschränkung 
der Berufung auf den Strafausspruch als unwirksam anzusehen. (Rn. 4)
2. Auch bei einem geständigen Täter ist das Tatgericht grundsätzlich verpflichtet, die wesentlichen 
Beweiserwägungen in den Urteilsgründen so darzulegen, dass seine Überzeugungsbildung für das 
Revisionsgericht nachzuvollziehen und auf Rechtsfehler überprüfbar ist. Der bloße Verweis auf ein 
Geständnis kann eine Beweiswürdigung nicht ersetzen. Vielmehr bedarf es regelmäßig einer Wiedergabe 
wenigstens der wesentlichen Grundzüge der Einlassung des Angeklagten sowie eines Mindestmaßes an 
einer Darstellung der Erwägungen, weshalb der Einlassung zu folgen ist. (Rn. 6)
3. Diese Grundsätze an die Darstellungserfordernisse gelten auch im Berufungsverfahren. Ist das Urteil des 
Amtsgerichts uneingeschränkt angefochten, darf das Berufungsgericht die tatsächlichen Feststellungen des 
Amtsgerichts nicht einfach übernehmen, selbst wenn der Berufungsführer diese nicht angreift. Es hat 
vielmehr eigene Feststellungen zu treffen und diese in einer aus sich heraus verständlichen Weise in den 
Urteilsgründen so darzustellen, dass erkennbar ist, dass das Berufungsgericht seiner Pflicht zu eigenen 
Feststellungen und zur eigenen Beweiswürdigung voll nachgekommen ist. (Rn. 7)
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Tenor

I. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 17. April 2023 mit 
den dazugehörigen Feststellungen aufgehoben.

II. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an eine andere Strafkammer des Landgerichts Nürnberg-Fürth zurückverwiesen.

Gründe

I.

1
Das Amtsgericht Nürnberg hat den Angeklagten wegen 18 Fällen des Betruges in Tateinheit mit 
Urkundenfälschung sowie wegen 6 Fällen des versuchten Betruges in Tateinheit mit Urkundenfälschung zu 
einer Gesamtgeldstrafe von 200 Tagessätzen zu je 15.- Euro verurteilt. Auf die Berufung des Angeklagten 
hat das Landgericht Nürnberg-Fürth unter Verwerfung der Berufung im übrigen eine Gesamtgeldstrafe von 
150 Tagessätzen zu je 15.- Euro verhängt.
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Gegen dieses Urteil wendet sich der Angeklagte mit der Revision und rügt die Verletzung materiellen 
Rechts. Die Generalstaatsanwaltschaft München beantragt, die Revision als unbegründet zu verwerfen.

II.

3
Die Revision des Angeklagten ist zulässig und hat auch einen vorläufigen Erfolg. Das angefochtene Urteil 
leidet an durchgreifenden Darstellungs- und Erörterungsmängeln und unterliegt daher der vollumfänglichen 
Aufhebung.

4
1. Die Beschränkung der Berufung auf den Rechtsfolgenausspruch erweist sich – was das Revisionsgericht 
von Amts wegen prüft (st. Rspr., vgl. Senat, Beschluss vom 9. Februar 2023 – 203 StRR 497/22 –, juris Rn. 
3) – als unwirksam. Das Urteil des Amtsgerichts Nürnberg enthält unter Verstoß gegen die Regelung von § 
267 Abs. 1 S. 1 StPO keine Feststellungen zum Sachverhalt. Entgegen den Ausführungen des Landgerichts 
lässt sich ihm auch keine Bezugnahme auf den Anklagesatz (§ 267 Abs. 4 S. 1 HS 2 StPO) entnehmen. 
Eine ergänzende Auslegung des defizitären erstinstanzlichen Urteils in dem Sinne, dass das Amtsgericht 
wohl den angeklagten Sachverhalt für erwiesen erachtet hätte, kommt nach der Vorschrift von § 267 Abs. 1 
S. 1 StPO nicht in Betracht. Eine Ergänzung der Urteilsgründe nach der Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand nach § 267 Abs. 4 S. 4 StPO hat das Amtsgericht nicht vorgenommen. Da dem Urteil des 
Amtsgerichts eine geschlossene Sachverhaltsdarstellung ermangelt, ist die Beschränkung der Berufung auf 
den Strafausspruch als unwirksam anzusehen (vgl. Thüringer OLG, Beschluss vom 29. Januar 2015 – 1 Ss 
124/14 –, juris; BayObLG, Beschluss vom 8. August 1984 – RReg 1 St 153/84 –, juris; Gössel in: Löwe-
Rosenberg, StPO, 26. Aufl. 2012, § 318 Rn. 46).

5
2. Die für den Fall einer unwirksamen Beschränkung der Berufung hilfsweise getätigten Ausführungen des 
Landgerichts zum festgestellten Sachverhalt und zur Würdigung des Geständnisses des Angeklagten 
genügen ihrerseits nicht den gesetzlichen Mindestanforderungen, die nach § 267 Abs. 1 i.V.m. § 328 Abs. 1 
StPO an die Darlegung der richterlichen Überzeugungsbildung zu stellen sind. Die Verurteilung des 
Angeklagten kann daher keinen Bestand haben.
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a) Grundsätzlich ist das Tatgericht – über den Wortlaut des § 267 Abs. 1 Satz 2 StPO hinaus – verpflichtet, 
die wesentlichen Beweiserwägungen in den Urteilsgründen so darzulegen, dass seine 
Überzeugungsbildung für das Revisionsgericht nachzuvollziehen und auf Rechtsfehler überprüfbar ist 
(BGH, Beschluss vom 9. August 2022 – 6 StR 249/22 –, juris Rn. 11). Der bloße Verweis auf ein 
Geständnis kann eine Beweiswürdigung nicht ersetzen (st. Rspr., vgl. BGH, Beschluss vom 6. Juli 2022 – 2 
StR 53/22 –, juris; BGH, Beschluss vom 3. März 2016 – 2 StR 360/15-, juris Rn 3). Vielmehr bedarf es 
regelmäßig einer Wiedergabe wenigstens der wesentlichen Grundzüge der Einlassung des Angeklagten (st. 
Rspr., vgl. BGH, Beschluss vom 9. August 2022 – 6 StR 249/22 –, juris Rn. 10) sowie eines Mindestmaßes 
an einer Darstellung der Erwägungen, weshalb der Einlassung zu folgen ist. Der Tatrichter ist nämlich auch 
im Falle eines geständigen Angeklagten gehalten, zu untersuchen, ob das Geständnis den 
Aufklärungsbedarf hinsichtlich der erforderlichen Feststellungen zur Tat erfüllt, ob es in sich stimmig ist und 
auch im Hinblick auf sonstige Beweisergebnisse keinen Glaubhaftigkeitsbedenken unterliegt und ob es die 
getroffenen Feststellungen trägt (BGH, Beschluss vom 13. September 2016 – 5 StR 338/16 –, juris Rn. 7 
m.w.N.; Meyer Goßner/Schmitt, StPO, 66. Aufl., § 261 Rn. 6a). Einlassungen mittels einer 
Verteidigererklärung ohne Möglichkeit kritischen Nachfragens besitzen einen erheblich verminderten 
Beweiswert (BGH, Beschluss vom 21. Dezember 2021 – 3 StR 380/21 –, juris Rn. 10 m.w.N.).
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b) Diese Grundsätze an die Darstellungserfordernisse gelten auch im Berufungsverfahren. Ist wie hier das 
Urteil des Amtsgerichts uneingeschränkt angefochten, hat das Berufungsgericht eigene Feststellungen zu 
treffen und diese in einer aus sich heraus verständlichen Weise in den Urteilsgründen darzustellen (vgl. 
OLG Köln, Beschluss vom 28. März 2018 – III-1 RVs 51/18 –, juris). Es hat selbstständig und in eigener 
Verantwortung auf Grund der vor ihm durchgeführten Beweisaufnahme über das angeklagte Geschehen 
nach seiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften Überzeugung (§ 261 StPO) zu 
entscheiden (KK-StPO/Paul, 9. Aufl., § 327 Rn. 4). Die tatsächlichen Feststellungen des Amtsgerichts darf 
es nicht einfach übernehmen, selbst wenn der Berufungsführer diese nicht angreift (OLG Hamm, Urteil vom 



20. November 2007 – 1 Ss 66/07 –, juris; KG Berlin, Beschluss vom 28. Mai 1997 – 1 AR 518/95 – 4 Ws 
76/97 –, juris Rn. 3; BayObLG, Beschluss vom 22. Oktober 1973 – RReg 2 St 135/73 –, juris; Meyer-
Goßner/Schmitt, a.a.O., § 327 Rn. 3). Im Urteil darf das Berufungsgericht auf die Gründe des 
erstinstanzlichen Urteils nur dann Bezug nehmen, wenn es nach eigener Prüfung zu demselben Ergebnis 
kommt (KKPaul, a.a.O., § 267 Rn. 5 m.w.N.; Stuckenberg in: Löwe-Rosenberg, StPO, 27. Aufl., § 267 Rn. 
34). Es muss erkennbar sein, dass das Berufungsgericht seiner Pflicht zu eigenen Feststellungen und zur 
eigenen Beweiswürdigung voll nachgekommen ist (OLG Köln, Beschluss vom 28. März 2018 – III-1 RVs 
51/18 –, juris; OLG Stuttgart, Urteil vom 10. Dezember 2002 – 1 Ss 501/02 –, juris Rn. 16 ff.).
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c) Gemessen daran genügen die Ausführungen des Landgerichts nicht, um eine Beweiswürdigung der 
Strafkammer nachvollziehbar zu machen. Sie können die Darstellung der objektiven und subjektiven 
Umstände der Taten nicht tragen, was allein auf die Sachrüge zu berücksichtigen ist (BGH, Beschluss vom 
6. Juli 2022 – 2 StR 53/22 –, juris Rn. 10; BGH, Beschluss vom 13. September 2016 – 5 StR 338/16 –, juris 
Rn. 6).
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Im vorliegenden Fall beschränken sich die Feststellungen des Landgerichts auf eine Wiedergabe des in der 
Berufungsverhandlung verlesenen Anklagesatzes. Sie betreffen 18 Fälle von vollendeten Betrugstaten und 
6 Fälle von versuchten Betrugsstraftaten, jeweils in Tateinheit mit Urkundenfälschung im November und 
Dezember 2021 mit unterschiedlichen Geschädigten und unterschiedlichen Schadensbeträgen. Die 
Strafkammer hat die Strafbarkeit des Angeklagten nach den Urteilsgründen ohne Vernehmung von Zeugen 
oder Verlesung von Urkunden allein auf das vom Verteidiger abgegebene Geständnis des Angeklagten 
gestützt und dazu ausgeführt, der Angeklagte habe durch seinen Verteidiger „diesen, dem Ersturteil 
zugrunde gelegten Sachverhalt, vollumfänglich eingeräumt“ (Urteil S. 4). Die Kammer habe sich die 
Überzeugung gebildet, dass die Tatvorwürfe zuträfen (Urteil S. 5). Ob der Verteidiger die Erklärung in der 
ersten oder in der zweiten Instanz abgegeben hat, ob das Geständnis in pauschaler Form oder auf die 
einzelnen Taten eingehend formuliert worden ist, ob sich der Angeklagte zu den einzelnen Taten auch 
selbst geäußert hat und welche Beweiserwägungen die Kammer im Zuge ihrer Überzeugungsbildung 
angestellt hat, erschließt sich den Urteilsgründen auch unter Berücksichtigung der weiteren Ausführungen 
der Strafkammer zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten und zur Vorgeschichte der Taten 
nicht. Denn auch bezüglich der Feststellungen zu der Vorgeschichte der Taten, nämlich dass der 
Angeklagte nach dem Fehlschlagen einer legalen Geschäftsidee beschlossen hätte, mit einem mobilen 
Gerät vermeintlich vom berechtigten Zweckverband kommunale Verkehrsüberwachung stammende 
Verwarnungen zu erstellen und an falsch geparkten Fahrzeugen anzubringen (Urteil S. 5), hat die 
Berufungskammer lediglich bemerkt, diese würden auf „glaubhaften“ Angaben des Angeklagten beruhen 
(Urteil S. 6). Dass das Urteil des Amtsgerichts entgegen der Darstellung des Landgerichts keinerlei 
Feststellungen zu den Taten enthielt, hat der Senat bereits dargelegt.
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Zu einer für das Revisionsgericht nachvollziehbaren Begründung des Urteils hätte es insbesondere mit Blick 
auf die fehlenden Feststellungen das Amtsgerichts einer Erläuterung der geständigen Einlassung bedurft; 
denn ohne Kenntnis von Einzelheiten vermag das Revisionsgericht nicht zu erkennen, ob ein auf Betrugs- 
und Urkundendelikte bezogenes Geständnis auch sämtliche Tatbestandsmerkmale dieser Straftatbestände 
erfasst (BGH, Beschluss vom 3. März 2016 – 2 StR 360/15-, juris Rn. 4). Der bloße Verweis auf ein 
Zugestehen der Vorwürfe des Anklagesatzes genügt den Anforderungen an eine Beweiswürdigung nicht 
(vgl. BGH, Beschluss vom 9. August 2022 – 6 StR 249/22 –, juris). Auch lassen die Urteilsgründe hier nicht 
erkennen, dass die Strafkammer das Geständnis des Angeklagten einer inhaltlichen Überprüfung 
unterzogen hätte.
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Es kommt daher nicht mehr darauf an, dass der Tatrichter nach § 267 Abs. 1 S. 1 StPO gehalten ist, in der 
Begründung des Urteils die von ihm als erwiesen erachteten Tatsachen eigenverantwortlich niederzulegen. 
In der Regel können eigene Feststellungen nicht durch Einrücken des Anklagesatzes ersetzt werden (vgl. 
BGH, Beschluss vom 12. August 2010 – 3 StR 227/10 –, juris).
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3. Dass eine Einziehungsentscheidung nicht getroffen worden ist, beschwert den Angeklagten nicht.
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4. Der neue Tatrichter wird im Rahmen der Strafzumessung auch die Vorschrift zum Täter-Opfer-Ausgleich 
(§ 46a StGB) zu erörtern haben.

III.
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Auf die Revision des Angeklagten hin ist daher das angefochtene Urteil mit den zugrunde liegenden 
Feststellungen (§ 349 Abs. 4, § 353 Abs. 1 StPO) aufzuheben und die Sache an eine andere Strafkammer 
des Landgerichts zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.


